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Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Am 28. November 2019 hat die Kommission für Rechtsfragen des Ständerates die Kantons­
regierungen im Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens eingeladen, zum Vorentwurf ei­
nes Bundesgesetzes über die Stärkung des Stiftungsstandorts Schweiz Stellung zu nehmen. 

Im Namen und Auftrag des Regierungsrates danken wir Ihnen für die Gelegenheit zur Stel­
lungnahme und erlauben uns die folgenden Bemerkungen: 

1. Allgemeines

Wir unterstützen grundsätzlich die Modernisierung des Schweizer Stiftungsrechts und befür­
worten das Ziel der vorgesehenen Gesetzesänderungen. Eine Verbesserung der Transpa­
renz und Stärkung des Stiftungsstandorts Schweiz trägt dazu bei, die bereits guten Rahmen­
bedingungen für gemeinnützige Organisationen wie Stiftungen und Vereine zu verbessern. 

2. Bemerkungen zu einzelnen Massnahmen

Rege/mässige Publikation von Daten zu den wegen Gemeinnützigkeit steuerbefreiten Orga­
nisationen (Ziff. 1 Pa./v.) 

Es ist unbestritten, dass ein Bedürfnis für die Veröffentlichung eines nationalen Verzeichnis­
ses der wegen Gemeinnützigkeit steuerbefreiten Organisationen besteht, da damit jede steu­
erpflichtige Person die Abzugsfähigkeit ihrer Spende überprüfen kann. Mittels einer gesetzli­
chen Grundlage im Recht der direkten Bundessteuer, im Steuerharmonisierungsgesetz so­
wie im Recht betreffend die Unternehmens-Identifikationsnummer soll einerseits der Informa­
tionszugang zu gemeinnützigen Organisationen in der Schweiz einheitlich geregelt werden, 
und es soll andererseits Transparenz geschaffen werden. Wir begrüssen grundsätzlich bei­
des. Die zu übermittelnden Informationen sollten sich aber auf das Wesentliche beschränken 
(Firma, Rechtsform, Zweck, Sitz und Adresse). Zudem soll das vorgesehene nationale Ver-
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Steuerliche Privilegierung für Zuwendungen aus dem Nachlass sowie die Möglichkeit eines 
Spendenvortrags auf spätere Veranlagungsperioden (Ziff. 6 und 7 Pa.lv.) 

Durch die vorgeschlagene Einführung einer steuerlichen Privilegierung für Zuwendungen aus 
dem Nachlass sowie die Möglichkeit eines Spendenvortrags auf spätere Veranlagungsperio­
den werden grundlegende Prinzipien der Besteuerung verletzt. Wir lehnen eine solche Privi­
legierung aus fiskalpolitischer Sicht ab. Steuern dienen der Finanzierung der öffentlichen Auf­
gaben und nicht der Verfolgung oder Förderung von irgendwelchen privaten Zwecken. Die 
bereits heute bestehende Abzugsmöglichkeit von Spenden an gemeinnützige Organisatio­
nen vom steuerbaren Einkommen (20 Prozent der steuerbaren Einkünfte) erachten wir für 
ausreichend. Bereits im Rahmen der letzten Revision des Stiftungsrechts wurde die damals 
vorgeschlagene Vervierfachung des Abzugs gemeinnütziger Zuwendungen von den meisten 
Kantonen als unverhältnismässig erachtet und deshalb abgelehnt. Bereits damals wurde zur 
Begründung angeführt, dass die Grundsätze der Allgemeinheit der Besteuerung und der Be­
steuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in Frage gestellt würden (vgl. 881 
2003 S. 8162). Daran hat sich nichts geändert. Ein erhöhter Spendenabzug wie auch ein 
Spendenvortrag würde bei den Kantonen zu Mindereinnahmen führen. Wir lehnen diesen 
Vorschlag deshalb ab. 

Keine Verweigerung bzw. kein Entzug der Steuerbefreiung, wenn gemeinnützige Organisati­
onen ihre strategischen Leitungsorgane angemessen honorieren (Ziff. 8 Pa.lv.) 

Eine Steuerbefreiung wegen der Verfolgung von gemeinnützigen Zwecken setzt heute jegli­
ches Fehlen von Selbst- und Erwerbszwecken voraus. Dieses Erfordernis der Ehrenamtlich­
keit steht einer Professionalisierung der strategischen Leitungsorgane entgegen, was sich 
nachteilig erweisen kann. Daher unterstützen wir das Ansinnen des Vorentwurfs, dass das 
Ausrichten einer marktkonformen Entschädigung an die strategischen Leitungsorgane ins­
künftig nicht mehr zu einer Verweigerung bzw. zum Entzug der Steuerbefreiung gemeinnützi­
ger Organisationen führen soll. Nötig ist aber eine Präzisierung der «marktkonformen Ent­
schädigung». Gradmesser sollte das Verhältnis von Zweckerfüllung und marktkonformer Ho­
norarausschüttung sein. Hauptzweck einer Stiftung muss immer die Zweckerfüllung und darf 
nie die Entschädigung sein. Eine angemessene Entschädigung trägt - wie erwähnt - zur 
Professionalisierung der Stiftungsführung bei. Wichtig ist aber auch die Transparenz bei der 
Auszahlung von Entschädigungen sowie die Regelung von Interessenkonflikten. 

Freundliche Grüsse 

[J�\_ 
Paul Winiker 
Regierungsrat 
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